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Anlage zu Tagesordnungspunkt 9: Bericht des Vorstands an die 
Hauptversammlung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 
Aktiengesetz 
 

Der Vorstand erstattet hiermit gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 

Aktiengesetz seinen Bericht über die Gründe für die in TOP 9 der Einladung 

vorgeschlagene Erweiterung der zu TOP 8 in der Hauptversammlung am 14. Juli 2020 

erteilten Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre.  

Verwendung eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts  

Zu TOP 8 (Aufhebung der bestehenden und Schaffung einer neuen Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien einschließlich der Verwendung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts) der Hauptversammlung am 14. Juli 2020 wurde der Beschluss gefasst, 

der CropEnergies AG gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz die Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien für die im Beschluss aufgeführten Zwecke unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre zu erteilen. Diese Ermächtigung soll nun um den 

Zweck erweitert werden, die eigenen Aktien auch zur Bedienung des 

leistungsbezogenen Aktienprogramms (Share Performance Plan) unter dem nach den 

Vorgaben der §§ 87a, 87 Aktiengesetz neu aufgesetzten Vergütungssystem für den 

Vorstand verwenden zu können. Um die jeweils von der Gesellschaft erworbenen und 

– abhängig von der Zielerreichung – erdienten Aktien im Anschluss an die dreijährige 

Leistungsperiode (Vesting Period) übertragen zu können, ist ein Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich.  

 

Das leistungsbezogene Aktienprogramm stärkt die Bindung der Vorstandsmitglieder 

an die Gesellschaft und setzt Anreize für eine nachhaltige Unternehmensführung und 

eine nachhaltige Unternehmenswertsteigerung. Entsprechend seiner gesetzlichen 

Pflicht aus § 87 Aktiengesetz sorgt der Aufsichtsrat dafür, dass die Gesamtvergütung 

(einschließlich des leistungsbezogenen Aktienprogramms, auf dem die mehrjährige 
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variable Vergütung beruht) in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und 

Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft steht und die 

übliche Vergütung nicht ohne besondere Gründe übersteigt. 

Die Verwendung eigener Aktien zu diesem Zweck ist gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

Aktiengesetz, der insoweit keine präzisen Zielvorgaben trifft, zulässig. Da der am 

14. Juli 2020 gefasste Ermächtigungsbeschluss diesen Zweck noch nicht 

berücksichtigt hatte, muss die Ermächtigung zur Umsetzung des vom Aufsichtsrat 

beschlossenen Vorstandsvergütungssystems unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre erweitert werden. 

Die übrigen Bestimmungen des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 

am 14. Juli 2020, insbesondere die Bestimmungen zur zeitlichen Befristung und zur 

Begrenzung des Umfangs der eigenen Aktien, die die Gesellschaft erwerben darf, 

bleiben hiervon unberührt. 

Der Vorstand wird der einer jeden Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien folgenden Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 S. 1 Aktiengesetz Bericht 

erstatten. 

 

 


